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         Anlage 4 
 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB und weiteres 
Schreiben im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung   
 
a) Schriftliche Anregungen 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung fand vom 10. Juli 2009 bis 23. Juli 2009 statt. 
Ein Unternehmen hat folgende schriftliche Anregungen vorgebracht: 

 
Nr. Anregungen/Fragen 

Beteiligte Nr. 
Stellungnahme der Verwaltung Be-

rück-
sichti-
gung 

1  Nr. 1 
Schreiben vom 17. Juli 2009 
Der Beteiligte teilt mit, dass ihm 
bewusst ist, dass seine Nutzung im 
Rahmen der Änderung des Bebau-
ungsplanes Bestandsschutz ge-
nießt. 
 

 
 
Kenntnisnahme; keine Stellung-
nahme erforderlich 
 

 
- 

2  Nr. 1 
Schreiben vom 17. Juli 2009 
Der Beteiligte regt an, im Rahmen 
der Umsetzung des Konzeptes 
„Einzelhandel und Zentren“ auch 
die Versorgung der Beschäftigten 
im Gewerbegebiet Fasanenhof-Ost 
zu berücksichtigen. Der Versor-
gungswunsch wäre auch bei einer 
Umfrage deutlich geworden, die 
unter den ansässigen Gewerbetrei-
benden von der Wirtschaftsförde-
rung durchgeführt wurde.  
 
Nach Meinung des Beteiligten 
habe sich sein Lebensmittelmarkt 
inzwischen etabliert und sollte der 
Standort, damit er langfristig gesi-
chert werden kann, baurechtlich 
mit Ausbaumöglichkeiten ausge-
stattet werden. Es wird darauf hin-
gewiesen, dass aus den Verkaufs-
daten ersichtlich werde, dass die 
Filiale am Samstag weniger fre-
quentiert wird als an anderen 
Werktagen.   
  

 
Das Plangebiet wird als nicht inte-
grierter Standort für Einzelhandelsbe-
triebe angesehen. Einzelhandelsbe-
triebe haben sich hier nur vereinzelt 
etabliert; zudem wäre mit einer An-
siedlung weiterer (insbesondere zen-
trenrelevanter) Einzelhandelsbetriebe 
eine Schwächung des nach dem Ein-
zelhandels- und Zentrenkonzept aus-
gewiesenen E-Zentrums Europaplatz 
zu befürchten. Der Versorgungs-
wunsch der Beschäftigten im Plange-
biet kann zumindest teilweise durch 
den nahegelegenen Europaplatz be-
friedigt werden. 
 
Mit der Festsetzung des erweiterten 
Bestandschutzes wird dem Anliegen 
des Beteiligten angemessen Rech-
nung getragen, auch wenn hiermit 
keine Erweiterung der Verkaufsfläche 
gegenüber dem Bestand eingeräumt 
wird. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der 
Betrieb des Beteiligten auch schon 
seit der frühzeitigen Beteiligung im 
Jahr 2009 erweitert worden und mitt-
lerweile großflächig ist. Insoweit hat 
die Stadt den begehrten Ausbaumög-

 
teil-

weise 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Be-
rück-
sichti-
gung 

lichkeiten durch Erteilung entspre-
chender Baugenehmigungen entspro-
chen.  

 
 
b) Erörterungstermin 
Der Erörterungstermin im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung fand am 23. Juli 2009 im 
Bezirksrathaus Möhringen statt. Drei Bürger erschienen zu diesem Termin. Folgende 
Anregungen wurden vorgebracht bzw. folgende Fragen wurden gestellt: 
 
Nr. Anregungen/Fragen Stellungnahme der Verwaltung Berück-

sichti-
gung 

1  Die Beteiligten fordern für ihre 
Baugrundstücke dasselbe Maß der 
baulichen Nutzung, das der zuletzt 
beschlossene Bebauungsplan 
Schelmenwasenstraße-Ost (Büro-
park) für seinen Bereich festsetzt.  

Der aufzustellende Bebauungsplan 
ändert nur noch die Festsetzungen 
mit Blick auf die Zulässigkeit von 
Einzelhandel. Die Anregungen kön-
nen daher nicht berücksichtigt wer-
den. 

nein 

2  Es wird gefragt, ob zukünftig auf 
Grünflächen zugunsten von Bau-
flächen verzichtet werden soll.  
 

Der aufzustellende Bebauungsplan 
ändert nur noch die Festsetzungen 
mit Blick auf die Zulässigkeit von 
Einzelhandel. Die Frage ist daher 
obsolet geworden. 

- 

3  Es wird bemängelt, dass Einzel-
handel grundsätzlich ausgeschlos-
sen werden soll. Durch die Nut-
zungseinschränkung sei mit einem 
Wertverlust zu rechnen. 

Anders als noch zum Aufstellungs-
beschluss ist ein grundsätzlicher 
Ausschluss von Einzelhandelsbe-
trieben nicht mehr geplant, im GE1 
sind auch nicht zentrenrelevante 
Einzelhandelsbetriebe zulässig. In-
soweit wurde dem Anliegen der Be-
teiligten teilweise Rechnung getra-
gen. 
 
Dass auch der Ausschluss bzw. die 
Einschränkung von Einzelhandels-
betrieben mit einem Wertverlust der 
Grundstücke einhergehen kann, ist 
der Stadt durchaus bewusst. Insge-
samt dürften die Einbußen jedoch 
als begrenzt bzw. vertretbar zu be-
werten sein, zumal teilweise auch 
nicht zentrenrelevante Einzelhan-
delsbetriebe zulässig und ansonsten 
nach wie vor vielfältige (wirtschaft-
lich attraktive) gewerbliche Nut-
zungsmöglichkeiten erhalten blei-
ben. Schließlich wird darauf hinge-
wiesen, dass die Zulässigkeit von 

teilweise 
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Nr. Anregungen/Fragen Stellungnahme der Verwaltung Berück-
sichti-
gung 

Einzelhandelsbetrieben in bestimm-
ten Teilen des Plangebietes bereits 
heute eingeschränkt ist. 

 
 
c) Weiteres Schreiben im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung 
 
Im Nachgang der frühzeitigen Beteiligung wandte sich der Beteiligte Nr. 1 mit Schreiben 
vom 26. Februar 2020 erneut an die Stadt. Dieses Schreiben wird im Rahmen der Ab-
wägung berücksichtigt und daher hier mit aufgeführt. 
 
Nr. Anregungen/Fragen 

Beteiligte Nr. 
Stellungnahme der Verwaltung Be-

rück-
sichti-
gung 

1 Nr. 1 
Schreiben vom 26. Februar 2020 
Der Beteiligte stellt fest, dass mit 
Bescheid vom 29. September 2019 
sein Bauantrag für den Umbau des 
bestehenden Lebensmittelmarktes 
wegen der seinerzeit geltenden 
Veränderungssperre abgelehnt 
worden sei. In der Begründung 
werde darauf abgestellt, dass al-
lein die Erhöhung der Grund- und 
Geschossfläche dazu führen 
würde, dass das Vorhaben den 
künftigen Festsetzungen des Be-
bauungsplanes widerspreche, 
auch wenn die Verkaufsfläche 
nicht vergrößert werde. Der Be-
bauungsplanentwurf solle eine 
Fremdkörperfestsetzung erhalten, 
die nur Erneuerungen und Ände-
rungen zulässt, jedoch keine Ver-
größerung der Geschossfläche. 
 
Der Beteiligte regt ausdrücklich an, 
die Fremdkörperfestsetzung nach 
§ 1 Abs. 10 BauNVO auch auf sol-
che Erweiterungen auszulegen, die 
nicht mit einer Vergrößerung der 
Verkaufsfläche verbunden sind. 
Städtebauliche Gesichtspunkte 
stünden solchen Erweiterungen 
nicht entgegen. Auswirkungen auf 
die Nahversorgung würden sich 
nicht aus einer Änderung und einer 
Vergrößerung der Geschossfläche, 

 
 
Zum Zeitpunkt der Ablehnung des 
Bauantrags beabsichtigte die Stadt 
bzw. wollte sich zumindest die Mög-
lichkeit offenhalten, eine Fremdkör-
perfestsetzung zu treffen, mit der nur 
Erneuerungen und Änderungen ohne 
Erweiterung der Verkaufsfläche und 
der Geschossfläche zulässig wären. 
Daher war die Abweisung folgerichtig. 
 
Die Beschränkung der Geschossflä-
che im Rahmen der Fremdkörperfest-
setzung auf den Bestand ist nun nicht 
mehr vorgesehen. Damit ist der Anre-
gung des Beteiligten Rechnung getra-
gen.  
 
 
 

 
 

ja 
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Nr. Anregungen/Fragen 
Beteiligte Nr. 

Stellungnahme der Verwaltung Be-
rück-
sichti-
gung 

sondern allenfalls aus einer Ver-
größerung der Verkaufsfläche er-
geben. Hiermit würde auch den Ei-
gentümerbelangen an einer Fort-
führung der genehmigten Nutzung 
Rechnung getragen. Gerade im 
Einzelhandel würden sich die 
Marktverhältnisse schnell wandeln. 
Bestandsbetrieben müsste daher 
die Möglichkeit einer Anpassung 
an diese Marktverhältnisse, wofür 
auch eine Erweiterung der Ge-
schossfläche notwendig werden 
könne, geboten werden.  

 


